
■ 1 Das durch Raubgrabungen z. T. zer- 
störte Areal um das „Heidentör" bei Eges- 
heim. Von hier wurden seit 1990 zahlrei- 
che hervorragend erhaltene frühkeltische 
Fibeln bekannt. Eine Grabung des LDA er- 
gab die schwere Zerstörung der Befundsi- 
tuation durch Raubgrabungen mittels De- 
tektoren. 

Unerlaubte Grabungen - 

Fragen des Fundverbleibes 

Zum Denkmalschutzgesetz des Landes 

Baden-Württemberg aus polizeilicher Sicht 

Ernst Schöller 

Die Thematik der „Raubgräberei" 
spielte bislang im Bereich der Polizei 
nur eine sehr untergeordnete Rolle, 
auch die Fachdienststelle „Kunst- und 
Antiquitäten" des Landeskriminalam- 
tes Baden-Württemberg betrat mit 
der Sachbearbeitung des Falles „Hei- 
dentor" bei Egesheim (Kr. Tuttlingen) 
Neuland. 

So ist es durchaus verständlich, daß 
der Schutzmann im weitesten Sinn 
vielfach sogar interessiert den 
„Ffobby-Schatzsuchern" oder „Ar- 
chäologen" zugesehen und über die 
zu Tage geförderten „unförmigen, 
verdreckten und verrosteten Klum- 
pen" insgeheim die Nase gerümpft 
nat. 

In dieser kurzen Situationsschilde- 
rung sieht man bereits, welch dop- 
pelte Problematiksich hier stellt: 

- Das Wissen um die gesetzlichen Be- 
stimmungen und die Umsetzung der 
daraus resultierenden Möglichkeiten 
im täglichen Dienst. 

-Das Wissen um Fundstücke und 
Fundorte, wie Crabungsschutzgebie- 
te, historisch interessante Lagen usw. 

Für beide Bereiche bedarf es aber 
zunächst der Klärung einiger Begriffe 
und Definitionen, als Grundlage für 
die weitere Betrachtung und Diskus- 
sion dieser Thematik. 

Was sind eigentlich Kultur- 
denkmale? 

Kulturdenkmale sind Sachen, Sachge- 
samtheiten und Teile von Sachen, an 
deren Erhaltung aus wissenschaftli- 
chen, künstlerischen oder heimatge- 
schichtlichen Gründen ein öffentli- 
ches Interesse besteht. 

Wichtig ist hierbei, daß ungereinigte 
und unrestaurierte Fundstücke zum 
Teil unansehnliche Gebilde sind. Ob 
sie von wissenschaftlicher oder hei- 
matgeschichtlicher Bedeutung sind 
oder nicht, muß von Archäologen - 
und kann damit nicht vor Ort von 
einem Polizeibeamten, der eine „So- 
fortentscheidung" anläßlich einer 
Kontrolle treffen muß - festgestellt 
werden. 

Wo sind die Fundorte? 

Prinzipiell überall in der Landschaft 
einschließlich in Seen und Flüssen. 
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De facto aber gibt es qualifizierte 
Fundorte, bekannte frühgeschichtli- 
che Siedlungsräume, Standorte von 
Heiligtümern, Befestigungsanlagen, 
Crabfelder, Grabhügel, aufgelassene 
Burgen, Höhlen u.a.m. 

In diesen Gebieten, die den Raubgrä- 
bern viel eher bekannt sind als der Po- 
lizei, ist bevorzugt mit ihrer Tätigkeit 
zu rechnen. 

Wer darf nach Boden- 
schätzen graben? 

Da archäologische Boden-Kultur- 
Denkmale nicht in unbegrenzter An- 
zahl zur Verfügung stehen, dürfen 
Nachforschungen nach Bodenschät- 
zen und Grabungen nur von solchen 
Personen vorgenommen werden, de- 
nen das Landesdenkmalamt eine Ge- 
nehmigung gem. §21 DSchG erteilt 
hat. Wer eine solche Genehmigung 
nicht hat, begeht eine Ordnungswid- 
rigkeit. 

Genehmigungspflichtig ist nicht nur 
das Graben, sondern bereits jede 
planmäßige Suche. 

Wie verhält es sich mit ei- 
nem Zufallsfund? 

Wer eine Sache, ein mögliches Bo- 
denkulturdenkmal, auf der Erdober- 
fläche oder im Boden anläßlich legi- 
timer Arbeiten (z.B. bei landwirt- 
schaftlicher Tätigkeit) findet, muß 
diese gem. §20 DSchG, wenn an 
ihm öffentliches Interesse bestehen 
könnte, der örtlichen Gemeindever- 
waltung oder dem Denkmalschutz- 
beauftragten des Kreises oder dem 
Landesdenkmalamt bzw. einer seiner 
Außenstellen melden. Das Nicht-An- 
zeigen des Fundes ist eine Ordnungs- 
widrigkeit gem. § 27 DSchG. 

Von der Meldepflicht sind nur Fund- 
objekte befreit, an denen kein öf- 
fentliches Interesse besteht. Ob aber 
öffentliches Interesse aus wissen- 
schaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen be- 
steht, kann im Regelfall, wie bereits 
ausgeführt, nur ein Archäologe ent- 
scheiden. 

Was ist ein Crabungs- 
schutzgebiet nach 
§22 DSchG 
Gebiete, in denen die begründete 
Vermutung besteht, daß der Boden 
Kulturdenkmale von besonderer Be- 
deutung birgt, können von der höhe- 
ren Denkmalschutzbehörde (Regie- 
rungspräsidium) durch Rechtsverord- 
nung zum Grabungsschutzgebiet er- 
klärtwerden. In diesem Gebiet dürfen 
Arbeiten, bei denen verborgene Kul- 

turdenkmale zu Tage gefördert oder 
gefährdet werden können, nur mit 
Genehmigung des Landesdenkmal- 
amtes vorgenommen werden. 

jedes planmäßige Suchen und jedes 
unerlaubte Graben außerhalb der 
land- und forstwirtschaftlichen Nut- 
zung, ist eine Ordnungswidrigkeit. 

Das Schatzregal 

Bewegliche Kulturdenkmale, die her- 
renlos oder die solange verborgen ge- 
wesen sind, daß ihr Eigentümer nicht 
mehrzu ermitteln ist, werden mit ihrer 
Entdeckung Eigentum des Landes Ba- 
den-Württemberg, wenn sie 
a) bei staatlichen Nachforschungen 
oder 
b) in Grabungsschutzgebieten ent- 
deckt werden 
oder 
c)wenn sie einen hervorragenden 
wissenschaftlichen Wert haben. 

Damit begeht eine Unterschlagung 
gem. §246 StGB zum Nachteil des 
Landes Baden-Württemberg, wer an- 
läßlich einer offiziellen Grabung oder 
wer in einem Grabungsschutzgebiet 
einen Bodenfund an sich nimmt, oder 
wer als Zufallsfund ein Kulturdenkmal 
von hervorragendem wissenschaftli- 
chem Wert - ohne Fundmeldung - an 
sich nimmt. 

Durch das Schatzregal §23 DSchG 
wird die Schatzfundregelung des 
§ 984 BGB eingeschränkt, wonach der 
Finder und der Eigentümer der Sache, 
in welcher der Fund verborgen war, je 
zur Hälfte Eigentum erworben hätten. 

Wer macht sich wann 
strafbar? 

Nachdem gem. §21 DSchG alle Nach- 
forschungen nach Boden-Kultur- 
denkmalen einer Genehmigung des 
LDA bedürfen, und laut Rechtspre- 
chung und einschlägiger Kommen- 
taredie planmäßige Suche- hierunter 
fällt auch die Verwendung von Me- 
tallsuchgeräten - und das Graben 
nach Kulturdenkmälern als „Nachfor- 
schung" im Sinne des Gesetzes ange- 
sehen werden, bedarf eigentlich jeder 
„Sondengänger" und „Grabende" ei- 
ner Genehmigung. Eine diesbezügli- 
cheZuwiderhandlung wäre eine Ord- 
nungswidrigkeit gem. §27 DSchG. 

In der Realität wird die Ausrede des 
Sondengängers, „man suche den ver- 
lorenen Ring der Freundin", zunächst 
nicht widerlegt werden können. Hier 
sind jedoch die weiteren Umstände 
wichtig, so kann ein Indiz, z. B. für die 
Grabungsabsicht, das Vorhandensein 
eines Klappspatens oder sonstiger 
Ausrüstungsgegenstände sein. 

In der Praxis wird man deshalb hier 
wohl eine Trennung in „Grabungs- 
schutzgebiet" und „anderes Gebiet" 
machen müssen. Während in nicht 
ausgewiesenem Gebiet die bloße Su- 
che rechtlich kaum in den Griff zu be- 
kommen sein wird (sucht er nach 
Kulturdenkmälern?), ist aber auch be- 
reits hier das Graben, in den Gra- 
bungsschutzgebieten auch bereits 
das planmäßige Suchen, verboten 
bzw. genehmigungspflichtig. 

Selbst wer „zufällig etwas findet" un- 
terliegt gem. §20 DSchG einer An- 
zeige- und Wartepflicht (bis 4 Tage 
muß die Fundstelle unverändert be- 
lassen werden). Dabei sind auch 
Funde gemeint, die nicht eindeutig 
Kulturdenkmale sein müssen - es 
reicht bereits die begründete Vermu- 
tung. So heißt es im Gesetz „...von 
denen anzunehmen ist, daß an ihrer 
Erhaltung aus wissenschaftlichen, 
künstlerischen oder heimatgeschicht- 
lichen Gründen ein öffentliches Inter- 
esse besteht" (§ 20,1 DSchG). 

Eine Zuwiderhandlung gegen die An- 
zeige bzw. Wartepflicnt ist eine Ord- 
nungswidrigkeit gem. §27 DSchG, 
und dies auch, wenn die spätere wis- 
senschaftliche Beurteilung ergibt, daß 
es sich um kein Kulturdenkmal gehan- 
delt hat. 

Über die Ordnungswidrigkeit hinaus 
begeht derjenige eine Unterschla- 
gung gem. §246 StGB, der anläßlich 
-eineroffiziellen Grabung 
- in einem Grabungsschutzgebiet 
-als Zufallsfund 
ein Kulturdenkmal von hervorragen- 
dem wissenschaftlichem Wert an sich 
nimmt. 

Wo verbleiben die Fund- 
stücke? 

Grundsätzlich gilt zunächst einmal 
der sogenannte Schatzfundpara- 
graph 984 BGB, wonach das neue Ei- 
gentum zu je 50% dem Finder und 
dem Eigentümer der Sache, in wel- 
cher der Schatz verborgen war, zufällt. 

Eine vorübergehende Inbesitznahme 
des Fundes kann gem. § 20 (2) DSchG 
durch das Landesdenkmalamt erfol- 
gen, solange es zur wissenschaft- 
lichen Bearbeitung erforderlich ist. 
Danach muß grundsätzlich eine 
Rückgabe des Fundes an den Eigentü- 
mer erfolgen. Eine baden-württem- 
bergische Besonderheit bildet hier je- 
doch §23 DSchG. 

Nach dem Schatzregal gem. §23 
DSchG wird das Land Eigentümer, 
wenn der Fund 
-bei staatlichen Nachforschungen 
oder 
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- in Grabungsschutzgebieten oder 
-von hervorragendem wissenschaft- 
lichem Wert ist. 

Diese Regelung gilt unabhängig vom 
Fundort und den möglichen Fund- 
umständen. 

Das Land erwirbt dabei originär Ei- 
gentum, es wird also automatisch Ei- 
gentümer, wenn bei Nachforschun- 
gen ohne Genehmigung gem. §21 
Raubgrabungen, Kulturdenkmale im 
Sinne § 23 entdeckt werden, also auch 
bei Zufallsfunden, wenn eine Kui- 
turdenkmaleigenschaft gem. § 20 vor- 
liegt. 

Lösungsansätze 

Die Darstellung des „status quo" allein 
würde die Möglichkeiten eines sol- 
chen Kolloquiums ungenützt lassen, 
weshalb ich meine Ausführungen 
nicht beenden will, ohne auf die Frage 
einzugehen, was man - also nicht nur 
die Polizei allein - letztlich tun kann, 
um hier repressiv, besser noch aber 
bereits präventiv dem Problemkreis 
zu begegnen: 
- Einen ersten Schritt dessen, was die 
Polizei tun kann, sehen Sie daran, daß 
wir die aktuelle Sachbearbeitung zum 
Anlaß genommen haben, eine um- 
fangreiche Veröffentlichung zu dieser 
Thematik - aus polizeilicher Sicht - im 
LKA-Blattzu veranlassen, das allen Po- 
lizeidienststellen zugestellt wird. 
Der Hinweis auf diese Problematik 
und auf die rechtlichen Möglichkei- 
ten können z.B. durch eine intensi- 
vere Bestreifung von „gefährdeten 
Gebieten" im Rahmen des täglichen 
Dienstes, durch entsprechende Per- 
sonenkontrollen, Feststellung der Per- 
sonalien, von Kfz-Kennzeicnen usw. 
umgesetzt werden. 

Man sieht aber hier bereits, daß die 
Polizei alleine relativ wenig tun kann, 
sofern nicht andere Behörden und 
der Bürger selbst mit an einem Strang 
ziehen. Dies bedeutet weitergehende 
Überlegungen, die über den Bereich 
der Polizei hinausgehen. Denn nur 
durch ein ganzheitliches Konzept 
dürfte ein erfolgversprechender An- 
satz zur Problembeseitigung gefun- 
den werden. 

- Das Landesdenkmalamt / Regie- 
rungspräsidien müßten zumindest 
den Forst- und Feldschutz sowie die 
Schutzpolizei informieren, wo „ge- 
fährdete Gebiete", Grabungsschutz- 
gebiete etc. sind. 
Wie soll derFörster, Feldschützer oder 
Polizist auf etwas achten, von dem er 
gar nichts weiß? 

- In diesem Zusammenhang wäre an 
die öffentliche Ausweisung von Gra- 

bungsschutzgebieten zu denken, et- 
wa analog zu Naturschutzgebieten, 
also mit Tafeln. Dies hätte den Vor- 
teil, daß der „Ringsucher" nicht mehr 
den Ahnungslosen spielen könnte, 
und somit der subjektive Bereich, der 
für eine Strafverfolgung erforderlich 
ist, leichter nachgewiesen werden 
könnte. 

-Ausgehend von der Tatsache, daß 
nur der kleinste Teil der illegal erlang- 
ten Ware zur Anmeldung kommt und 
es andererseits auch nur einen relativ 
begrenzten Händlerkreis gibt, wäre es 
überlegenswert, eine Buchführungs- 
pflicht, in Form eines „Warenein- 
gangsbuches" einzuführen, in dem 
die Herkunft der Ware, die Verkäufer- 
personalien etc. festgehalten werden 
müßten, wie dies bereits im Bereich 
des Edelmetallhandels existiert. 

-Ein noch weitergehender Schritt 
wäre die grundsätzliche Erlaubnis- 
pflicht für den Handel, so daß dieser 
nur noch mit Funden erlaubt wird, die 
zuvor dem zuständigen Denkmalamt 
vorgelegen haben und quasi mit einer 
Art „Unbedenklichkeitsbescheini- 
gung" versehen sind. Dies hört sich 
vielleicht wie eine Fiktion an, ich 
möchte hier aber zu bedenken ge- 
ben, daß dies beim Handel mit Elfen- 
bein im Bereich des Artenschutzes 
mit der sogenannten Cites-Beschei- 
nigung bereits Wirklichkeit ist. Hier 
drängt sich doch unwillkürlich die 
Frage auf, ob das sicherlich schützens- 
werte, aber doch in Grenzen nach- 
wachsende Elfenbein besser ge- 
schützt werden muß als die mit 
Sicherheit nicht nachwachsenden 
Kulturdenkmale. 

-Aber nicht nur Behörden und politi- 
sche Institutionen sind gefordert, son- 
dern auch der Bürger. Hier sollte 
durch eine konsequente Öffentlich- 
keitsarbeit dem Bürger verdeutlicht 
werden, daß die unwiederbringli- 
chen archäologischen Kulturdenk- 
male seine Geschichte aufzeigen. 

-Das Hauptproblem, das sich stellt 
und nur von der politischen Seite 
gelöst werden kann, ist das Bestehen 
unterschiedlicher Gesetze in den ver- 
schiedenen Staaten, ja sogar inner- 
halb der jeweiligen Länder. 

Da der Lebensraum derfrüheren Völ- 
ker (z.B. Kelten) nicht mit den heuti- 
gen Staatsgrenzen identisch ist, findet 
letztlich doch nur eine Verdrängung 
des illegalen Finders, sprich Verkäu- 
fers, in ein anderes Land statt, solange 
nicht eine einheitliche, bundesweite, 
ja sogar europaweite Angleichung der 
Gesetze stattfindet! 

Ernst Schöller 
Kriminalhauptkommissar 
Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg 
Taubenheimstraße 85 
70372 Stuttgart 
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